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KOMPAKT INFORMIEREN

Damit Deutschland einen gerechten Beitrag zum 
Pariser Übereinkommen und dem 1,5-Grad-Ziel 
leistet, ist ein Bekenntnis zu einem (noch zu bezif-
fernden) Treibhausgas-Budget erforderlich und die 
Energie- und Klimapolitik an diesem Budget auszu-
richten. 

Das von der Wissenschaft bezifferte Emissionsbud-
get von 3000 Mio. t CO₂-Äquivalent für eine 50%ige 
Wahrscheinlichkeit das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen, 
ist mit den aktuellen Zielen nicht ansatzweise ein-
zuhalten. 

Wichtige Maßnahmen sind eine konsequente und 
einheitliche CO₂-Bepreisung und ein steuernder 
CO₂-Preis. Mit dem Upstream-Prinzip steht eine 
marktwirtschaftliche Lösung zur Verfügung. 

Im Gebäudesektor ist eine Ausrichtung auf Photo-
voltaik und dezentrale Wärmepumpen angezeigt. 
Heiße und warme Netze sowie die Wärmeerzeu-
gung mit Wasserstoff sind hier keine sinnvollen 
Optionen. 

Eigentlich wollte Dr. Robert Habeck, Bun­
desminister für Wirtschaft und Klima­

schutz Bundeswirtschaftsminister, mit seiner Er­
öffnungsbilanz Klimaschutz am 11. Januar 2022 
letztmalig auf die Versäumnisse der vorheri­
gen Bundesregierungen zurückblicken. Dies sei 
notwendig, um aufzuzeigen, wo Deutschland 
bei den einzelnen Handlungsfeldern in Sachen 
Klimaschutz steht. 

Die Eröffnungsbilanz Klimaschutz ist ein 
37 Seiten umfassender Statusbericht [1]. Habeck 
leitet daraus ab: „Wir starten mit einem drasti­
schen Rückstand. Die bisherigen Klimaschutz­
maßnahmen sind in allen Sektoren unzurei­
chend. Es ist absehbar, dass die Klimaziele der 
Jahre 2022 und 2023 verfehlt werden. Aber wir 
unternehmen alle Anstrengungen, um den Rück­
stand wettzumachen. Hierzu müssen wir die Ge­
schwindigkeit unserer Emissionsminderung ver­
dreifachen und deutlich mehr in weniger Zeit tun.“ 

Habecks Bewertung „drastischer Rückstand“ 
ist wenig hinzufügen, seit Jahren wird darauf 
hingewiesen. Aber: Es wird nicht ausreichen, 
den Rückstand wettzumachen. Denn momen­
tan sind in Deutschland die Klimaschutzziele gar 
nicht ausreichend und auch nicht am richtigen 
Ziel ausgerichtet. Es gibt zwar auch in der Präam­
bel des Ampel-Koalitionsvertrags das Bekenntnis 
„Die Klimaschutzziele von Paris zu erreichen, hat 
für uns oberste Priorität.“, aber zu wenig deutet 

auf den nachfolgenden 170 Seiten der politi­
schen Leitlinien für die nächsten vier Jahre dar­
auf hin, dass die Verhandler sich mit der notwen­
dige Tragweite auseinandergesetzt haben. 

Das Vorhaben „letztmalig zurückblicken“ 
konnte Habeck nur wenige Tage durchhalten. 
Am 24. Januar 2022 musste er wegen einer hef­
tigen Überschreitung der zur Verfügung ste­
henden Mittel die Reißleine bei den KfW-Pro­
grammen der Bundesförderung für effiziente 
Gebäude (BEG) ziehen. 

Das soll hier (fast) gar nicht kommentiert 
werden, es zeigt aber, dass bisherige Maßnah­
menschwerpunkte im Gebäudesektor nicht dazu 
geeignet sind „die Emissionsminderung zu ver­
dreifachen und in deutlich weniger Zeit mehr zu 
tun“. Im Gegenteil: Zahlreiche Neubauten, für die 
bei der KfW in den letzten Monaten Fördermit­
tel beantragt wurden, müssen schon in wenigen 
Jahren energetisch optimiert werden. Richtig ist 
in jedem Fall das neue Signal: „Konzentration der 
Förderung auf den Gebäudebestand“. Es muss 
also nicht nur mehr, sondern insbesondere das 
Richtige getan werden. 

Doch was ist richtig? Wo müssen die Priori­
täten liegen? Was muss im Gebäudesektor und 
darüber hinaus erfolgen? Welche Pfade sollten 
eingeschlagen und welche aufgegeben wer­
den? Und welche Geschäftsmodelle haben kei­
ne Zukunft mehr? 

Standpunkt zur Energiewende im Gebäudesektor

Treibhausgas-Budget  
muss die Agenda sein
Die Energie- und Klimaschutzpolitik muss am noch verfügbaren Treibhausgas-​
Budget neu ausgerichtet werden. Das erfordert ein grundlegendes Umdenken für 
den Energie- und Gebäudesektor.
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g  Werden die Treibhausgasemissionen nicht kurzfristig deutlich gesenkt, hat Deutschland 
sein verbleibendes Treibhausgas-Budget schon 2024 aufgebraucht.
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Verfügbares Emissionsbudget
Zunächst ist es dringend notwendig, allen Ver­
antwortlichen in Politik, Wirtschaft und Ge­
sellschaft verständlich zu machen, dass wir 
(Deutschland) zum Einhalten des 1,5-Grad-Ziels 
mit 50%iger Wahrscheinlichkeit nur noch ein 
Emissionsbudget von etwa 3000 Mio. t CO2-Äqui­
valent (CO2e) zur Verfügung haben1). Und dies bei 
Emissionen von aktuell knapp 800 Mio. tCO2e/a.

Interessant sind da Habecks Bewertungen 
vom 11. Januar 2022. Sie bedeuten: Die „alten“ 
Zahlen des in 2021 von der alten Bundesregie­
rung korrigierten Klimaschutzgesetzes müssten 
sofort angepasst werden, wenn wir das 1,5-Grad-
Ziel mit 50%iger Wahrscheinlichkeit noch einhal­
ten wollen. Alternativ sollten wir so ehrlich sein, 
der Bevölkerung reinen Wein einzuschenken und 
die Zielsetzung mindestens auf ein 1,75-Grad- 
oder gleich auf ein 2,0-Grad-Ziel anzuheben. 
Trotzdem sollten wir sofort handeln und das ge­
rade im Gebäude- und im Verkehrssektor. 

Im Prinzip kann eine Nation ihr Emissions­
budget auch überschreiten, ohne das globa­
le 1,5-Grad-Ziel zu gefährden: Die Differenz aus 
diesem Handeln müsste dann mit internationa­
len Projekten zur äquivalenten Treibhausgas­
minderung ausgeglichen werden. Solche Pro­
jekte wird es künftig auch geben, sie können 
jedoch bestenfalls dem „Sünder“ mehr Zeit ver­
schaffen, machen aber notwendige Maßnahmen 
nicht überflüssig. 
j zeigt, dass das Bundes-Klimaschutzgesetz 

nicht mit einem Emissionsbudget von 3000 Mio. 

tCO2e im Einklang ist. Sogar komplett ohne Be­
rücksichtigung des Energiesektors (der nach den 
Plänen der Ampel schneller dekarbonisiert wer­
den soll) wäre es mit Startpunkt 2020 bereits im 
Januar 2026 aufgezehrt. 

PV und dezentrale Wärmepumpen 
Unsere Untersuchungen zu den effektivsten und 
wirtschaftlichsten Lösungen für den Geschoss­
wohnungsbau und zwar für Neubau und Be­
standsmodernisierung – ermittelt mit dem frei 
zugänglichen Excel-Tool Standardbilanz [2] – er­
geben folgende sinnvolle Reihenfolge: 
1.	 Photovoltaik-Ausbau auf allen Dächern, die 

zur Verfügung stehen und diese für Eigen- 
und Mieterstromlösungen und für möglichst 
dezentrale Wärmepumpen weitgehend nut­
zen. Als Wirtschaftlichkeitskriterium nutzen 
wir den niedrigsten CO2e-Preis, das heißt die 
geringsten Investitionskosten bzw. jährliche 
Kapitalkosten je eingesparter Tonne CO2e. 

2.	 Dann wird, wenn immer möglich, die dezen­
trale Wärmepumpenlösung im Gebäude als 
Luft/Wasser-Wärmepumpe oder als geo­
thermische Sole/Wasser-Wärmepumpe am 
wirtschaftlichsten – auch gegenüber soge­
nannten kalten Netzlösungen sein. 

Voraussetzung aller Überlegungen ist dabei, 
dass durch politische Entscheidungen eine an­
gepasste CO2-Bepreisung kurzfristig eingeführt 
wird. Der Gaspreis müsste auf das Doppelte stei­
gen – was derzeit bereits erfolgt ist – und der 
Strompreis muss sinken, was kurzfristig mit der 
Abschaffung der EEG- und der KWK-Umlage und 
der in der EU geringstmöglichen Stromsteuer in 
Gang gesetzt werden könnte. 

Zur aktuellen Situation: Auch die Baukosten 
sind zuletzt gestiegen, aber das war auch schon 
im Zeitraum 2010 bis 2020 so. Drastisch verän­
dert hat sich die Relation der Energiepreise zwi­
schen Erdgas und Strom: Von „vor Corona“ ca. 
1 : 5 auf „aktuell“ fast 1 : 2,5. Mit dieser Preiskon­
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h  Der verstärkte 
Zubau von Photo-
voltaik-​Anlagen 
auf allen geeigne-
ten Dachflächen ist 
eine Grundvoraus
setzung für eine er-
folgreiche Energie- 
und Wärmewende 
und eine wichtige 
Bedingung für 
den bevorzugten 
Einsatz dezentraler 
Wärmepumpen.

1) Der Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) 
hat für verschiedene Temperaturschwellen und verschie­
dene Eintrittswahrscheinlichkeiten aufgrund eines quali­
tätssichernden Verfahrens unter Offenlegung der verblei­
benden Unsicherheit konkrete globale CO₂-Restbudgets 
benannt. Auf dieser Grundlage hat der Sachverständigen­
rat für Umweltfragen auch für Deutschland ein ab 2020 
verbleibendes konkretes nationales Restbudget ermittelt, 
das mit dem Paris-Ziel vereinbar wäre. 
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E SALTO Systems GmbH
www.saltosystems.de

VIELSEITIGE
ZUTRITTSLÖSUNGEN
–––
FÜR JEDEN ZUTRITTSPUNKT
Vielfältige Beschläge, Schlösser, Zylinder 
und Wandleser für Türen aller Art sowie 
Aufzüge, Zufahrten, Tore, Möbel u.v.m.

–––
FÜR MASSGESCHNEIDERTE SYSTEME
Flexible Kombination von virtueller Ver-
netzung, Funkvernetzung, Mobile Access, 
Online- und Cloud-Systemen.

–––
FÜR EFFIZIENTEN BETRIEB
Optimierte digitale Prozesse durch Integra-
tion mit Drittsystemen sowie Einbindung in 
die vorhandene IT- und Systemlandschaft.
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handelsgesetz – BEHG) orientieren und mög­
lichst kurzfristig auch auf den Europäischen 
Emissionshandel ETS (Downstream-Prinzip) 
übertragen werden. 

Upstream-Prinzip bedeutet: In allen Berei­
chen werden Emissions-Zertifikate von denen 
erworben werden, die Kohle, Erdgas oder Erdöl 
als Inverkehrbringer von Kraft- und Brennstoffen 
in den Markt einführen. 

Dieser Vorschlag wurde bereits 2007 von 
dem ehemaligen Mitglied der Advisory-Group 
Energy der EU-Kommission, Dr. Gerd Eisen­
beiß, eingebracht, geriet aber durch die Fol­
gen der Finanzkrise in Vergessenheit. Mit dem 
Upstream-Prinzip wäre eine marktwirtschaftli­
che Lösung gegeben, es würden sich für fossi­
le Brennstoffe einheitliche Energiepreise bil­
den und eine komplexe Beaufschlagung von 
Energiesteuer und / oder CO2-Bepreisung wäre 
nicht mehr notwendig. Unterschiedliche Preise 
für Heizöl oder Diesel wären dann obsolet bzw. 
politisch einfacher steuerbar. Kostenlose Zerti­
fikate-​Zuteilungen oder die Befreiungen von 
Steuern sollten dann die Ausnahme sein. 

Einheitlicher CO₂-Preis 
Das gesamte System der Energiepreisbildung 
durch unterschiedliche Abgaben, Entgelte und 
Energiesteuern könnte mit der CO2-Bepreisung 
nach dem Upstream-Prinzip entschlackt wer­
den. Hilfreich ist dabei eine Bestandaufnahme 
der deutschen Endenergiekosten für die End­
verbraucher und der deutschen Importkosten 
für fossile Energieträger im Vergleich zum ver­
bliebenen Treibhausgas-Budget. 

Die gesamten jährlichen Endenergiekosten 
Deutschlands lagen vor dem Beginn der Corona­
virus-Krise im Jahr 2019 mit rund 240 Mrd. Euro 
bei knapp 7 % des deutschen Bruttoinlandspro­
dukts BIP. Der Saldo des Außenhandels für fos­
sile Energieträger lag 2019 bei 62,9 Mrd. Euro, 
im Jahr 2020 bei 42,2 Mrd. Euro und für die Jah­
re 2021 und 2022 wird er mit hoher Wahrschein­
lichkeit über 100 Mrd. Euro liegen. 

Jeder Bundesbürger wird dadurch direkt 
oder indirekt mit etwa 3000 Euro/a belastet. 
Allein für die privaten Bereiche Wärme und 
Strom in Gebäuden liegen diese Kosten bei etwa 
1000 Euro/a, für den Bereich privater Kraftstoffe 
bei etwa 700 Euro/a. 

Um so schnell wie möglich klimaneutral 
zu werden, müssten beispielsweise über die 
nächsten zehn Jahre die bisher akzeptierten 
3000 Euro/a je Bundesbürger nach Abzug der 
Importkosten für fossile Energieträger und nach 
Abzug weiterer Grundkosten der Energieversor­
gung (Netzentgelte …) in einen sich am Markt 
entwickelnden CO2-Zertifikatepreis nach dem 
Upstream-Prinzip umgewandelt werden. 

Professor Edenhofer, Direktor und Chefökonom 
des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung 
(PIK) hat mit mehreren kürzlich veröffentlichten 
Stellungnahmen Recht: Dieser zwangsläufig in den 
nächsten Jahren steigende CO2-Preis müsste bei 
mindestens 120 Euro/tCO2e, besser und realistischer 
bei 200 Euro/tCO2e liegen. Diesen Preis schätzt auch 
der oben zitierte frühere EU-Berater Eisenbeiß in 
einer aktuellen Veröffentlichung [3] ab. Bi
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k  Eine CO2-Bepreisung 
nach dem Upstream-
Prinzip könnte das bishe-
rige System mit zahlrei-
chen Abgaben, Umlagen 
und Steuern entschlacken 
und notwendige Finanz-
mittel für Investitionen 
und Förderprogramme 
generieren.

stellation zwischen fossilem Erdgas und künftig 
erneuerbarem Strom könnte man auf mehr For­
dern und weniger Fördern setzen. Startet man 
mit diesen Werten in das Berechnungstool Stan­
dardbilanz und fordert zukünftig bei jeder neu­
en Wärmepumpe die Installation einer Photovol­
taik-Anlage ergibt sich in den meisten typischen 
Fällen kein zusätzlicher Investitionsförderbedarf. 
Zur Beschleunigung der Markteinführung könn­
te dies dennoch zeitlich begrenzt gefördert wer­
den – obwohl es sich wirtschaftlich von selbst 
rechnen würde. 

CO₂-Bepreisung nach Upstream-Prinzip
Es kommt also auf den richtigen CO2-Preis und 
die richtig gestaltete CO2-Bepreisung an. Die­
se sollte deutschland-, europa- und möglichst 
auch weltweit für alle Sektoren – also Energie­
wirtschaft, Industrie, Verkehr und Gebäude – 
einheitlich sein. 

Sie sollte sich am Upstream-Prinzip des 2019 
von der Großen Koalition eingeführten „Gesetz 
über einen nationalen Zertifikate-Handel für 
Brennstoffemissionen“ (Brennstoffemissions­

j  Zulässige Jahresemissionsmengen für die Jahre 2020 bis 2030 
nach der Novelle des Bundes-Klimaschutzgesetzes in den einzelnen Sektoren sowie addierte Jahreswerte und ab 2020 kumulierte Werte. 

Jahresemissionsmenge  
in Mio. t CO₂-Äquivalent 

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Energiewirtschaft*) 280 (267) 257 (238) (220) (201) (183) (164) (145) (127) 108

Industrie 186 182 177 172 165 157 149 140 132 125 118

Gebäude 118 113 108 102 97 92 87 82 77 72 67

Verkehr 150 145 139 134 128 123 117 112 105 96 85

Landwirtschaft 70 68 67 66 65 63 62 61 59 57 56

Abfallwirtschaft und Sonstiges 9 9 8 8 7 7 6 6 5 5 4

Jahressummen 813 786 756 720 682 643 604 565 523 482 438

kumuliert 813 1599 2355 3075 3757 4400 5003 5568 6091 6573 7011

kumuliert ohne Energiesektor 533 1050 1549 2031 2493 2935 3356 3757 4135 4490 4820 

*) �Das Bundes-Klimaschutzgesetz 
enthält für den Energiesektor nur 
Vorgaben für die Jahre 2020, 2021 
und 2030. Die eingeklammerten 
Zwischenwerte entsprechen einer 
linearen Minderung zwischen den 
Vorgabewerten.  
Die offizielle Bilanz der deutschen 
Treibhausgasemissionen für 
das Jahr 2020 beläuft sich auf 
728,7 Mio. t CO2e. Erste Schät
zungen für 2021 erwarten einen 
Anstieg auf 772 Mio. t CO2e.



MEINUNG

03 . 2022 · www.tga-fachplaner.de 9

Für die nächsten fünf Jahre stünden damit 
aus dem Zertifikate-Handel Einnahmen zwi­
schen mindestens 360 und 600 Mrd. Euro für 
die Einhaltung des noch verfügbaren Treibhaus­
gas-Restbudgets zur Verfügung. Diese Einnah­
men könnten für den sozialen Ausgleich, für För­
derprogramme, für Investitionszuschüsse aber 
auch für Bildung und Forschung sinnvoll einge­
setzt und neu verteilt werden. 

Regulierung und Förderung justieren 
Das Regulierungs- und Fördersystem sollte voll­
ständig neu justiert werden: Ohne zusätzliche 
Kreditaufnahme, ohne das Antasten der Schul­
denbremse und auch möglichst ohne steigen­
de Endenergiepreise (Strom) für die privaten 
Haushalte. 

Bisherige Subventionen für Diesel und Dienst­
wagenprivileg, Umlagen zur Finanzierung der 
EEG-Vergütung, für Strom- und Mineralölsteu­
er etc. gehören auf den Prüfstand, könnten dann 
wahrscheinlich teilweise entfallen bzw. neu auf 
Basis der CO2-Zertifikatepreise gestaltet werden.

Und das Beste: Am Ende machen wir uns voll­
ständig von Importen fossiler Energien und auch 
weitgehend von Wasserstoff-Importen frei und 
können die bisherigen Endenergieausgaben in 
sinnvolle Investitionen für eine kostenoptimale 
Energiewende umwandeln. Das wäre ein guter 
Anfang für die Ampel-Koalition und den Erhalt 
des Industriestandorts Deutschland. 

Es ist notwendig, dass wir uns klarmachen, 
dass wir alle als Gesellschaft einen Paradig­
menwechsel vollziehen müssen, um zum Errei­
chen der Pariser Klimaziele noch einigermaßen 
im Rahmen einer gerechten Aufteilung bei­
zutragen. 

Dezentrale gebäudeweise Lösungen
Kommunale Wärmeplanung und Quartiersansät­
ze sind eine große Hoffnung, vor allem auf poli­
tischer Seite. Sie sind nach unseren Erfahrungen 
aber nur sinnvoll anwendbar, wenn das Quartier 
von einem einzigen Wohnungsunternehmen 
bzw. von einem Betreiber geprägt ist. Sonst ste­
hen sich zu viele unterschiedliche Stakeholder 
selbst im Weg und es kommt vor allem im Be­
stand nicht zu zufriedenstellenden Lösungen. 
Dies mussten wir in der wissenschaftlichen Be­
gleitung mehrerer geförderter Quartierskonzep­
te in den letzten 15 Jahren erfahren. 

Für Quartierskonzepte häufig vorgeschlage­
ne BHKW- und KWK-Konzepte bzw. Biogasanla­
gen haben aus unserer Sicht in einer regenerati­
ven Welt keine Marktchancen mehr, da Biomasse 
gegenüber Photovoltaik und oberflächennaher 
Geothermie eine erheblich geringere Flächen­
effizienz aufweist. 

Auch die Diskussion rund um die EU-Taxono­
mie zeigt: Mit Erdgas betriebene Heiz-Kraftwer­
ke für Fernwärme und Stromerzeugung sollten 
sinnvollerweise nicht weiter gebaut oder aus­
gebaut werden. 

Warme Netze versus Kalte Netze
Warme Nah- und Fernwärmenetze bei dichter 
Bebauung in Neubau und Bestand, die zukünf­
tig auch im Wesentlichen durch Großwärme­
pumpen oder durch Power-to-Heat gespeist 
werden, benötigen ebenfalls einen nicht zu ver­
nachlässigenden Flächenmehrbedarf verglichen 
mit kalten Netzen, die aus niedrig temperierten 
Wärmequellen gespeist werden. Das gilt für die 
zu installierenden Photovoltaik- bzw. Windkraft­
leistung als thermodynamisch zu bewertenden 

Exergie-Quellen und auch für die Anergie-Quel­
len (Erdreich, Abwärme). 

Im Gegensatz dazu hat Dänemark bereits 
nach der ersten Ölkrise in den 1970er-Jahren weg­
weisende Entscheidungen getroffen. Allerdings 
unter ganz anderen Randbedingungen als in 
Deutschland. Am einfachsten lässt sich das durch 
die in Dänemark fast doppelt so große Land­
fläche je Einwohner erklären. Damit standen 
auch mehr Biomasse und Flächen für Solar­
thermie zur Verfügung. Photovoltaik und Wind­
kraft gab es damals nur im Experimentierstadium. 

Hätte man für Deutschland in den 1970er-​
Jahren die Umstellung auf Wärmepumpen 
flächendeckend vorgenommen (damals mit 
Kernenergie) – wie von vielen Fachleuten pro­
gnostiziert und von den großen Unternehmen 
der Energiewirtschaft und der Heizungsindust­
rie gefordert – wären wir heute sicherlich auch 
in Deutschland schon sehr viel weiter. 

Das Sinken der Öl- und Gaspreise nach 1984 
über die nachfolgenden zwei Jahrzehnte bis 
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l  Heiße und warme Fern- und Nahwärmenetze 
sind aufgrund ihrer hohen Verluste für die 
Energie- und Wärmewende nicht geeignet.

www.bosch-einfach-heizen.de Noch Fragen: bit.ly/bosch-planer1 oder QR-Code scannen:

Bosch kann Heizungs-Power!

Sole-Wasser-Wärmepumpe Supraeco T-2:

▶  In Kaskade bis zu
  400 kW Gesamtleistung 

▶  Besonders nachhaltige Wärme- 
  und Warmwasserversorgung von
  Mehrfamilienhäusern 

▶  Vorlauftemperatur von 68 ℃ −
  Stark in der Sanierung 

▶  Planung und Realisierung 
  aus einer Hand

Stark im Team: Supraeco T-2 von Bosch
Smart, nachhaltig, effi  zient - für große Aufgaben einfach in Kaskade schalten.

ANZEIGE
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etwa 2005 machte diesen Ideen jedoch einen 
Strich durch die Rechnung. Aber auch Däne­
mark sieht heute ein: Brennholzimport aus dem 
Baltikum ist langfristig keine Lösung. Man setzt 
vermehrt auf Windkraft und den Wärmepum­
penausbau. 

Fernwärme und Heizkostenabrechnung 
sind auslaufende Geschäftsmodelle 
Warmen und heiße Netzen räumen wir aufgrund 
der Verlustvermeidung und des zusätzlichen Flä­
chenbedarfs zukünftig kaum noch Chancen ein. 
Die Vorteile dezentraler Lösungen bzw. kalter 
Netze gegenüber zentralen heißen und warmen 
Nah- und Fernwärmen sind eindeutig [4]. 

Die Ergebnisse der Überlegungen widerspre­
chen vielen Marketingaktivitäten einiger Ver­
bände (z. B. VKU) und Institute (z. B. ifeu), die 
grüne Fernwärme 4.0 oder 5.0 ausbauen wollen. 
Wobei unklar bleibt, welcher Energieträger das 
System speisen soll. Viele gebaute Beispiele zei­
gen den exorbitanten Investitions- und Finan­
zierungsbedarf solcher Lösungen – in unseren 
Augen sind das eher Negativbeispiele. 

Wir sind uns ziemlich sicher, dass sich Stadt­
werke und Fernwärmeversorger sowie Heizkos­
tenabrechnungsfirmen schnell neue Geschäfts­
felder suchen müssen, da warme und heiße 
Fernwärme und aufwendige Heizkostenerfas­
sungssysteme als Auslaufmodelle zu bewerten 
sind. Eine Option ist der Rückbau oder Umbau 
zu kalten Netzen oder besser zu dezentralen 
Lösungen. 

Wenn überhaupt und nur bei nicht vorhan­
denen Möglichkeiten für die dezentrale Wärme­
quellenerschließung können kalte Anergie-
Netze zukünftig als sinnvolle Wärmequellen für 
Wärmepumpen in den angeschlossenen Gebäu­
den dienen. Hierfür sind aber noch gerechte Kos­
tenmodelle zu entwickeln. Am einfachsten wäre 
eine von der Quellenleistung abhängige Flatrate. 
Was dann verwundert: Bei gleichem Pumpen­

ergieaufwand sind die notwendigen Rohrquer­
schnitte nicht gedämmter kalter Netze geringer 
als die einigermaßen gut gedämmter warmer 
oder heißer Rohrnetze. 

Primärenergiebedarf-Desaster beenden
Die gesamten gesetzlichen Nachweisverfahren 
und Förderprogramme für Gebäude mit entspre­
chenden KfW-Standards beziehen sich noch auf 
den Primärenergiebedarf und nicht – wie schon 
vielfach vorgeschlagen – auf CO2e-Emissionen. 
Das 2002 mit der EnEV-Einführung vorgesehene 
Kompensationsprinzip der Primärenergiebilan­
zierung sehen wir heute als einen grundlegen­
den Fehler an, auch wenn wir an seiner Einfüh­
rung vor mehr als 20 Jahre beteiligt waren. Die 
Industrie konnte dadurch – ähnlich wie im Auto­
mobilsektor – fiktive Prüfstands-(Bedarfs-)Wer­
te für ihre Heizungs- und Wärmetechnologien 
einsetzen, die mit der Realität im praktischen 
Betrieb nur noch wenig zu tun haben. 

Parallel wurden mit der Stromgutschriftme­
thode für KWK- und Fernwärmesysteme Primär­
energiefaktoren errechnet, die mit der Wirklich­
keit nichts zu tun haben. Diese führen bis heute 
dazu, dass Fernwärmeversorger damit werben 
können, dass beim Anschluss an ihre Kohle-Heiz­
kraftwerke Gebäude geringere Anforderungen 
an den Wärmeschutz erfüllen müssen. 

Deshalb ist es bei den nächsten Novellierun­
gen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) und der 
Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) 
dringend notwendig, den Wechsel vom Primär­
energiebedarfs-Nachweis zu einem Endenergie- 
und CO2e-Nachweis zu vollziehen. 

Gleichzeitig sollte man auch das Nachweis­
verfahren drastisch vereinfachen. Dazu haben 
Fachkollegen und wir seit 2005 mehrfach Vor­
schläge gemacht. Das gesamte Konstrukt der 
Nachweisführung, früher für die EnEV und heu­
te für das GEG und die BEG, mit aufwendigsten 
Bilanzierungsverfahren und dem nicht mehr 

zeitgemäßen Kompensieren zwischen Gebäude 
und Anlagentechnik ist abzuschaffen. 

Werden zukünftig in der Regel Wärmepum­
pen eingesetzt, müssten nur noch Anforde­
rungen an deren Effizienz gestellt werden, die 
sich im realen Betrieb einfach durch die bereits 
heute vom BEG geforderten Strom- und Wärme­
mengenzähler nachweisen lassen. 

Für die Gebäudehülle könnte als Anforde­
rung ein spezifischer auf die beheizte Fläche be­
zogener Transmissionswärmeverlust hT (mittle­
rer U-Wert multipliziert mit der Außenhülle und 
dividiert durch die beheizte Fläche in W/(m2 ∙ K)) 
gefordert werden, der gleichzeitig den Wärme­
schutz und den Kompaktheitsgrad des Gebäu­
des berücksichtigt. Mehr ist schlichtweg nicht 
notwendig. 

Bisher ist der von allen Seiten geforderte 
Wandel zur Vereinfachung nur zum Teil gelun­
gen. Die 2019 für die steuerliche Förderung 
energetischer Maßnahmen bei zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäuden eingeführ­
te Energetische-Sanierungsmaßnahmen-Verord­
nung (EnSanMV) könnte jedoch praktisch sofort 
an die Stelle des GEG treten und damit den Nach­
weis wie früher in Wärmeschutz- und Heizungs­
anlagenverordnung über Einzelanforderungen 
an Bauteilqualitäten als „Best-Practice-Forde­
rungen“ festlegen. 

Der Nachweis von Endenergie und Gebäude­
qualität über Verbrauchsdaten im realen Betrieb 
wäre automatisch gegeben, wenn Messeinrich­
tungen für In- und Output von Wärmeerzeugern 
in allen Fällen gefordert würden (Energieanalyse 
aus dem Verbrauch, EAV). 

Kostengünstige Lösungen ermöglichen
Dann kämen kostengünstigere Lösungen für 
neue Gebäude, für Bestandsmodernisierun­
gen und auch für Sozialwohnungen heraus, wie 
viele beispielsweise in Hamburg erstellte Neu­
bauten zeigen: 

Wir benötigen nicht in allen Fällen eine kon­
trollierte Wohnungslüftung mit Wärmerückge­
winnung, auch einfache Abluftanlagen können 
die primären Aufgaben erfüllen. Wir bräuchten 
keine aufwendigen Hybridlösungen, keine kos­
tenintensiven Smart-Home-Systeme mit gerin­
gem Einsparpotenzial und vor allem auch keine 
Solarthermie in Mehrfamilienhäusern – nur um 
Anforderungen hauptsächlich auf dem Papier 
zu erfüllen. 

Mit dem überwiegenden Einsatz von Wärme­
pumpen könnten Warmmieten ohne Anfor­
derungen zur Heizkostenerfassung genutzt 
werden. Die Trinkwassererwärmung könnte 
kostengünstig dezentral elektrisch mit Photo­
voltaik auf allen Dächern und dann in jeder 
Wohnung mit Durchlauferhitzern, separaten 
Wärmepumpen für Trinkwarmwasser oder ein­
fachen Speichern mit Elektroheizstab erfolgen. 
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z  Klimaneutraler Wasserstoff ist für die Energiewende bei bestimmten Anwendungen alternativlos. 
Aufgrund der geringen Verfügbarkeit im relevanten Zeitfenster ist Wasserstoff für die Wärmeerzeugung 
im Gebäudesektor aber keine Option.
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Allein hierdurch können hohe Kosten für auf­
wendige Heizkostenerfassungssysteme vermie­
den werden. 

Die Effizienz von Gebäuden und Anlagen­
technik könnte künftig mit Effizienzmessun­
gen im Wärmeerzeuger automatisch festgestellt 
werden. Dies wird heute bereits in der BEG ge­
fordert. Ein einfacher GEG-Nachweis im Realbe­
trieb wäre damit möglich. 

Technologieoffenheit hat Grenzen
Um die Verpflichtungen aus dem Überein­
kommen von Paris national zu erfüllen, muss 
Deutschland einen drastischen Rückgang der 
Treibhausgasemissionen von heute knapp 
800 Mio. tCO2e/a auf nahe null etwa im Jahr 2028, 
also in den nächsten sieben bis acht Jahren, er­
reichen. Das 2021 neu ausgerufene Ziel Klima­
neutralität 2045 ist kein Fortschritt, sondern 
eine Ignoranz des noch zur Verfügung stehen­
den Treibhausgas-Budgets, auch unter Berück­
sichtigung neu geschaffener Kohlenstoffsen­
ken und / oder der Rückholung von CO2 aus der 
Atmosphäre.  

Bis 2030 können Wasserstoff-Technologien 
nicht vom heutigen Experimentierstatus zur er­
probten Praxis hochskaliert werden. Jede Dis­
kussion über Technologieoffenheit und Im­
porte von Wasserstoff verkennt die Lage und 
verzögert den Ausstieg aus fossilen Brennstof­
fen. Mit direkter Nutzung von Photovoltaik und 
Windkraft für dezentrale Wärmepumpen in den 
Gebäuden sparen wir uns etwa das Fünf- bis 
Achtfache an erneuerbarer Elektrizität und die 
dafür notendigen Flächen für Windkraft- und 
Photovoltaik-Anlagen gegenüber der in Aus­
sicht gestellten Verbrennung von (grünem) Was­
sersoff oder daraus produziertem synthetischen 
Methan. Es ist unverständlich und irritierend, 
dass Heizkesselhersteller noch auf das Pferd 
„Unsere Brennwertheizkessel sind schon heu­
te H2-ready“ setzen. Wasserstoff ist für den fos­
silen Brennstoffersatz in Feuerungen von Haus­
heizungen zu wertvoll. 

Die Autoren sehen den Wasserstoff überall 
da, wo eine sehr hohe Energiedichte notwen­
dig bzw. unumgänglich ist: In der Grundstoff­
industrie, bei der Stahlerzeugung, in der Chemie, 
im Schwerlast- und Flugverkehr sowie zur Über­
brückung (kalter) Dunkelflauten in Gaskraftwer­
ken, aber nicht als Brennstoff für Heizkraftwerke. 

Kohlekraftwerke sollten so bald wie mög­
lich heruntergefahren oder abgeschaltet wer­

den und nicht – wie seit Sommer 2021 – auf­
grund des angeblich „marktwirtschaftlichen 
Merit-Order-Prinzips“ ihren Anteil noch weiter 
erhöhen können, nur weil momentan der Erd­
gaspreis gegenüber nahezu kostenloser Braun­
kohle und preisgünstig importierter Steinkohle 
so hoch sind. Die Einsatzreihenfolge von Kraft­
werken auf Basis ihrer heute nicht die wahren 
Kosten berücksichtigenden Grenzkosten belas­
tet das noch zur Verfügung stehenden Treib­
hausgas-Budget und verursacht in der Zukunft 
viel höhere Kosten. Die Einsatzreihenfolge von 
Kraftwerken muss deshalb ebenfalls von der 
Politik neu geregelt werden. � •
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x  Die Einsatzreihenfolge von Kraftwerken darf künftig nicht ausschließlich nach dem Merit-Order-
Prinzip erfolgen, sondern muss auch die Treibhausgasemissionen berücksichtigen.
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